
— die Fähigkeit des Täters, sich ohne Freiheitsentzug 
oder Besserungsarbeit gesellschaftsgemäß zu ver­
halten ;

— die Einstellung des Täters zur Tat (freiwillige Wie­
dergutmachung des Schadens, Hilfe bei der Aufdek- 
kung der Straftat u. a.);

— die Umstände, die sich nicht unmittelbar auf die 
Straftat beziehen, jedoch große Bedeutung für die 
Einschätzung der Möglichkeit der Anwendung der 
bedingten Verurteilung haben (Verhalten in der 
Gesellschaft, in der Produktion usw.).

Das Gericht muß diese Umstände in ihrer Einheit prü- 
fen./17/ Das ist unter den gegenwärtigen Bedingungen 
eines der wichtigsten Probleme bei der Bekämpfung von 
Straftaten mit geringerer Gesellschaftsgefährlichkeit, 
die den überwiegenden Teil der Straftaten bilden./18/
Die Veränderung des Charakters der Kriminalität er­
fordert die Einführung neuer strafrechtlicher Mittel,, die 
die erzieherische Rolle der Strafe verstärken. Dies er­
folgt sowohl durch die Vervollkommnung des Systems 
der Strafen ohne Freiheitsentzug als auch durch die Er­
weiterung ihres Anwendungsbereichs. So wurde z. B. 
der Anwendungsbereich der Geldstrafe erweitert. In 
der sowjetischen Gerichtspraxis hat sich erwiesen, daß 
einige Zusatzstrafen so viel Wirksamkeit besitzen, daß 
sie mit Erfolg als Hauptstrafe angewandt werden 
können.
Die Erkenntnis, daß es notwendig ist, Maßnahmen zur 
weiteren Erhöhung der Wirksamkeit von Strafen zu er­
greifen, die nicht mit Freiheitsentzug verbunden sind, 
hat auch zu Veränderungen in der Strafgesetzgebung 
geführt. Von besonderer Bedeutung ist hier der Erlaß 
des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom
12. Juni 1970. mit dem die neue Strafart der bedingten 
Verurteilung mit obligatorischer Heranziehung zur Ar­
beit begründet wurde./19/ Dabei handelt es sich um eine 
spezifische Form der Aussetzung der Freiheitsstrafe 
unter vom Gericht festzulegenden Bedingungen. Sie ist 
darauf gerichtet, daß der Verurteilte durch ehrliche Ar­
beit und vorbildliches Verhalten seine Besserung be- 
weist./20/ Mit dieser Strafart wird der Anwendungsbe­
reich der Strafen ohne Freiheitsentzug erweitert, weil 
sie auch bei relativ schwerwiegenden Straftaten ange­
wandt werden kann.
Die bedingt ausgesprochene Freiheitsstrafe wird vollzo­
gen, wenn der Verurteilte die Arbeit am zugewiese­
nen Arbeitsplatz nicht aufgenommen oder böswillig und 
systematisch die Arbeitsdisziplin, die gesellschaftliche 
Ordnung oder die für ihn festgelegten Wohnbestimmun- 
gen verletzt hat. Auch die Verurteilung zu einer Frei­
heitsstrafe wegen eines neuen vorsätzlichen Verbre­
chens führt zum Vollzug der Freiheitsstrafe. Die Zeit, in 
der der Verurteilte nach seiner Verurteilung gearbeitet 
hat, kann ganz oder teilweise auf die Zeit der Straf­
verbüßung angerechnet werden.
In seinem Beschluß Nr. 14 vom 23. Dezember 1970 hat 
das Plenum des Obersten Gerichts der UdSSR die 
ersten Erfahrungen bei der Anwendung dieser neuen 
Art der bedingten Verurteilung verallgemeinert und 
Maßnahmen festgelegt, die auf eine strikte Durchfüh­
rung des Erlasses vom 12. Juni 1970 gerichtet sind./21/
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Die sowjetischen Strafrechtswissenschaftler weisen auf 
die Notwendigkeit hin, die Effektivität auch der ande­
ren Arten der bedingten Verurteilung zu erhöhen. Ein 
entscheidendes Problem ist dabei die Aktivierung der 
Mitwirkung der Kollektive der Werktätigen bei der Er­
ziehung und Besserung der bedingt Verurteilten. Es 
wird darauf hingewiesen, daß es dazu teilweise noch 
an den erforderlichen rechtlichen Grundlagen fehlt. So 
hat das Kollektiv kein Recht, den Verurteilten am Ver­
lassen des Arbeitsplatzes zu hindern oder von den 
Pflichten zur Erziehung und Besserung Abstand zu 
nehmen. Dies sei für die Wirksamkeit der bedingten 
Verurteilung abträglich./22/
Bei der Organisation und Kontrolle der Erziehung in 
den Kollektiven spielen die Volksbeisitzer (Schöffen) 
eine große Rolle. Deshalb wurden bei den Räten der 
Volksbeisitzer Sektionen zur Kontrolle für die Erzie­
hung und Besserung geschaffen, die auf diesem Gebiet 
die Arbeit der Volksbeisitzer in Wohnbereichen und 
größeren Betrieben organisieren. Die Räte und ihre Sek­
tionen werden von den Gerichten beauftragt, die Aus­
wertung des Strafurteils im Kollektiv der Werktätigen 
vorzunehmen und den Erziehungsprozeß zu kontrollie­
ren. Die mit dieser Aufgabe betrauten Volksbeisitzer 
informieren die Räte und ihre Sektionen über die er­
zieherische Arbeit mit dem Verurteilten und dessen 
Verhalten und unterbreiten Vorschläge für die evtl. 
Anwendung zusätzlicher Maßnahmen erzieherischen und 
vorbeugenden Charakters.
Ein wichtiger Bestandteil der sozialistischen Strafpolitik 
ist die strikte Verwirklichung der Prinzipien der Dif­
ferenzierung und Individualisierung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit. Dem dient der Beschluß des Ple­
nums des Obersten Gerichts der UdSSR über die Tätig­
keit der Gerichte im Kampf gegen die Rückfallkrimi­
nalität vom 18. März 1970, in dem sich das Oberste Ge­
richt gegen die unbegründete Anwendung milder Maß­
nahmen wendet./23/

Zur Arbeit mit Gerichtskritiken

In der sowjetischen Fachliteratur wird die Anwendung 
und Verwirklichung der Gerichtskritiken, insbesondere 
im Zusammenhang mit Jugendstrafverfahren, ausführ­
lich erörtert./24/ Der Gerichtskritikbeschluß wird als 
eine der grundlegenden Formen der vorbeugenden Tä­
tigkeit des Gerichts behandelt, weil dort die Ursachen 
und Bedingungen der Rechtsverletzung sowie Maßnah­
men zu ihrer Beseitigung genannt werden.
Allgemein wird gefordert, die Qualität der Gerichtskri­
tiken zu erhöhen. So ergaben Untersuchungen in Le­
ningrad, daß die Gerichtskritiken zum Teil Fragen be­
handelten, die in der konkreten Sache nicht geprüft 
wurden. Sie enthielten entweder nur allgemeine oder 
überhaupt keine Empfehlungen. Viele Gerichtskritiken 
trugen demzufolge nur informativen Charakter und 
waren nicht gegen konkrete Ursachen gerichtet. Als 
formal wird z. B. kritisiert, wenn in einem Kritikbe­
schluß lediglich der allgemeine Hinweis gegeben wird, 
die erzieherische Arbeit im Kollektiv zu verstärken 
und eine Atmosphäre der Unduldsamkeit gegenüber 
Disziplinverstößen zu schaffen. Kritisiert wird auch die 
Methode der doppelten Kritik, die darin besteht, die 
Gerichtskritik anzuwenden, wenn bereits Maßnahmen 
durch das Untersuchungsorgan erfolgt sind.
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